
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Fa. JOHN GmbH, D-83395 Freilassing („Verkäufer“) 
 
 

§ 1 Allgemeines 
 
(1) Für alle Bestellungen, Lieferungen und sonstigen Leistungen gelten ausschließlich die 
nachstehenden allgemeinen Geschäftsbedingungen; sie gelten nur gegenüber Unternehmern im 
Sinne von § 14 BGB. 
(2) Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Bedingungen des Käufers, die der Verkäufer 
nicht ausdrücklich anerkennt, sind unverbindlich, auch wenn der Verkäufer ihnen nicht ausdrücklich 
widerspricht. 
(3) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Käufer gegenüber 
dem Verkäufer abzugeben sind, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. 
(4) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch 
ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen 
allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen 
werden. 
(5) Einbeziehung und Auslegung dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen regelt sich ebenso wie 
Abschluss und Auslegung der Rechtsgeschäfte mit dem Käufer selbst ausschließlich nach dem Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über Verträge über den internationalen Warenkauf ist ausgeschlossen. 
(6)  Soweit der Vertrag oder diese allgemeinen Geschäftsbedingungen Regelungslücken enthalten, 
gelten zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, 
welche die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck 
dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt 
hätten.  
(7) Mündliche Nebenabreden bedürfen grundsätzlich der schriftlichen Bestätigung, um wirksam zu 
werden. 
(8) Erfüllungsort für alle sich mittelbar oder unmittelbar aus diesem Vertragsverhältnis ergebenden 
Verpflichtungen, einschließlich der Zahlungspflicht, ist der Sitz des Verkäufers. 
(9) Gerichtsstand ist der für den Firmensitz des Verkäufers zuständige Gerichtsort. Der Verkäufer 
ist auch berechtigt, vor einem Gericht zu klagen, welches für den Sitz oder eine Niederlassung des 
Käufers zuständig ist. 
 
§ 2 Angebote, Leistungsumfang und Vertragsabschluss 
 
(1) Vertragsangebote des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich. 
(2) Für den Umfang der vertraglich geschuldeten Leistung ist ausschließlich die Auftragsbestätigung 

des Verkäufers maßgebend. Alle in den Angeboten und Prospekten des Verkäufers enthaltenen 
Mengen, Maß-, Farb- und Gewichtsangaben verstehen sich unter Berücksichtigung der 
handelsüblichen Toleranzen.  
(3) Für öffentliche Aussagen, insbesondere in der Werbung, hat der Verkäufer nur einzustehen, 
wenn er sie veranlasst hat. In solchen Fällen besteht eine Einstandspflicht nur dann, wenn die 
Werbung die Kaufentscheidung des Kunden auch tatsächlich beeinflusst hat. 
(4) Änderungen der Konstruktion, der Werkstoffwahl, der Spezifikation und der Bauart behält sich 
der Verkäufer auch nach Absendung einer Auftragsbestätigung vor, sofern diese Änderungen weder 
der Auftragsbestätigung noch der Spezifikation des Käufers widersprechen. Der Käufer wird sich 
mit darüber hinausgehenden Änderungsvorschlägen des Verkäufers einverstanden erklären, soweit 
diese für den Käufer zumutbar sind. 
(5) Die dem Angebot oder der Auftragsbestätigung zugrunde liegenden Unterlagen wie 
Abbildungen, Zeichnungen, Maß- und Gewichtsangaben sind in der Regel nur als Annäherungswerte 
zu verstehen, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet werden. 
(6) Produktionsbedingte Abweichungen von der vereinbarten Liefermenge bis zu +/- 5% bleiben 
vorbehalten. 
 
§ 3 Preise und Zahlungsbedingungen 
 
(1) Die Preise verstehen sich ab Werk incl. Standardverpackung zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer. Sofern 
der Verkäufer zur Rücknahme von Transportverpackungen verpflichtet ist, sind die Kosten der 
Rücksendung vom Käufer zu tragen. 
(2) Liegen zwischen Vertragsschluss und Auslieferung mehr als 4 Monate, ohne dass eine 
Lieferverzögerung des Verkäufers von diesem zu vertreten ist, kann der Verkäufer den Preis unter 
Berücksichtigung eingetretener Material-, Lohn- und sonstiger Nebenkosten, die vom Verkäufer zu 
tragen sind, angemessen erhöhen. Erhöht sich der Kaufpreis um mehr als 10%, ist der Käufer 
berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. 
(3) Berücksichtigt der Verkäufer Änderungswünsche des Käufers, so werden die hierdurch 

entstehenden Mehrkosten dem Käufer in Rechnung gestellt. 
(4) Rechnungen des Verkäufers sind entweder binnen 14 Tagen nach Rechnungserhalt mit 2% 
Skonto oder binnen 30 Tagen, gerechnet vom Rechnungsdatum, ohne Abzug zu bezahlen. 
Skontozusagen gelten nur für den Fall, dass sich der Käufer mit der Bezahlung früherer Lieferungen 
nicht im Rückstand befindet. 
(5) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Käufer in Verzug. Der Kaufpreis ist während 
des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Der Verkäufer behält 
sich die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt 
der Anspruch des Verkäufers auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt.  
 
§ 4 Aufrechnung und Zurückbehaltungsrecht 
 
Der Käufer hat das Recht zur Aufrechnung nur, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 
festgestellt, unbestritten oder vom Verkäufer anerkannt sind. Zur Ausübung eines 
Zurückbehaltungsrechtes ist er nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf demselben 
Vertragsverhältnis beruht. 
 
 
§ 5 Liefer- und Leistungszeit, Teillieferungen, Leistungsfreiheit und Rücktrittsrecht 
 
(1) Liefertermine oder Fristen, die nicht ausdrücklich als verbindlich vereinbart worden sind, sind 
unverbindliche Angaben. Der Beginn der vom Verkäufer angegebenen Lieferzeit setzt den 
rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Käufer zu liefernden Unterlagen, Informationen sowie die 
Klärung sämtlicher Einzelheiten des Auftrages, insbesondere aller technischen Fragen, voraus. 
 
(2) Bei Abrufaufträgen gilt eine angemessene Lieferfrist als vereinbart, die 8 Wochen nach Abruf 
nicht unterschreiten darf. Sind Fertigungs- und Abnahmetermine nicht vereinbart, kann der 
Verkäufer spätestens 3 Monate nach Auftragsbestätigung eine verbindliche Festlegung hierüber 
verlangen. Kommt der Käufer diesem Verlangen nicht innerhalb von 3 Wochen nach Absendung 
eines diesbezüglichen Schreibens des Verkäufers nach, ist dieser berechtigt, eine 2-wöchige 
Nachfrist zu setzen und nach deren fruchtlosen Ablauf von dem nicht erfüllten Teil des Vertrags 
zurückzutreten und/oder Schadenersatz zu verlangen. 
 
(3) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert 
sich die Lieferung des Verkäufers aus anderen, vom Käufer zu vertretenden Gründen, so ist der 
Verkäufer berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen 
(z.B. Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnet der Verkäufer eine pauschale Entschädigung in 
Höhe von 0,5 % des Lieferwerts pro Kalenderwoche, beginnend mit der Lieferfrist bzw. – mangels 
einer Lieferfrist – mit der Mitteilung der Versandbereitschaft der Ware, max. jedoch nicht mehr als 
5% des Lieferwertes. Der Nachweis eines höheren Schadens und die gesetzlichen Ansprüche des 
Verkäufers (insbesondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, 
Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende Geldansprüche 
anzurechnen. Dem Käufer bleibt der Nachweis gestattet, dass dem Verkäufer überhaupt kein oder 
nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 
 
(4) Der Verkäufer ist bei teilbaren Lieferungen zu Teillieferungen berechtigt, soweit sie dem Käufer 
zumutbar sind. Bei entsprechender vorheriger Information ist der Verkäufer auch zu vorzeitiger 
Lieferung berechtigt, sofern diese dem Käufer zumutbar ist. 
 
(5) Ergeben sich nach Vertragsschluss Anzeichen dafür, dass die Leistungsfähigkeit des Käufers 

gefährdet ist (wie z. B. Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Ausbringung von 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen diesen, Hingabe ungedeckter Schecks) ist der Verkäufer 
berechtigt, seine Leistung zu verweigern und nach fruchtloser Fristsetzung zur Erbringung von 
Sicherheiten in Form von selbstschuldnerischen Bankbürgschaften oder Bankgarantien oder 
Vorleistung vom Vertrag vorbehaltlich weitergehender Ansprüche zurückzutreten. Eine Fristsetzung 
entfällt, wenn die Gefährdung der Leistungsfähigkeit des Käufers offensichtlich ist. 
 
(6) Der Verkäufer übernimmt kein Beschaffungsrisiko. Soweit vom Verkäufer nicht zu vertretende 
Umstände die Ausführung übernommener Aufträge erschweren, verzögern oder unmöglich 
machen, ist dieser berechtigt, die Lieferung bzw. Restlieferung oder Teillieferung um die Dauer der 
Behinderung hinauszuschieben oder vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten, ohne dass 
dem Käufer Schadenersatzansprüche zustehen. Nicht zu vertreten hat der Verkäufer z. B. 
behördliche Eingriffe, Betriebsstörungen, Streiks, Aussperrung, durch politische oder wirtschaftliche 
Verhältnisse bedingte Arbeitsstörungen, Mangel an notwendigen Roh- und Betriebsstoffen, 
Energieversorgungsschwierigkeiten, Transport- oder Verkehrsstörungen oder unabwendbare 
Ereignisse, die beim Verkäufer, dessen Unterlieferanten oder in fremden Betrieben, von denen die 
Aufrechterhaltung der eigenen Betriebe des Verkäufers abhängig ist, eintreten. Der Käufer wird 
über die Nichtverfügbarkeit der Lieferung unverzüglich informiert. Eine allfällige von diesem 
erbrachte Gegenleistung wird unverzüglich bei Rücktritt von dem Vertragsverhältnis 
zurückerstattet. 
 
(7) Handelt es sich bei dem zugrunde liegenden Kaufvertrag um ein Fixgeschäft im Sinne von § 286 
Abs. 2 Nr. 4 BGB oder von § 323 Abs. 2 Nr. 2 BGB oder von § 376 HGB, haftet der Verkäufer nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. Gleiches gilt, wenn der Käufer infolge eines vom Verkäufer zu 
vertretenden Lieferverzuges berechtigt ist, den Fortfall seines Interesses an der weiteren 
Vertragserfüllung geltend zu machen. In diesem Fall ist die Haftung des Verkäufers auf den 
vorhersehbaren typischerweise eintretenden Schaden begrenzt, wenn der Lieferverzug nicht auf 
einer vom Verkäufer zu vertretenden vorsätzlichen Verletzung des Vertrages beruht, wobei dem 
Verkäufer ein Verschulden seiner Vertreter oder Erfüllungsgehilfen zuzurechnen ist.  
 
Ebenso haftet der Verkäufer dem Käufer bei Lieferverzug nach den gesetzlichen Bestimmungen, 
wenn dieser auf einer vom Verkäufer zu vertretenden vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Verletzung des Vertrages beruht, wobei dem Verkäufer ein Verschulden seiner Vertreter oder 
Erfüllungsgehilfen zuzurechnen ist. Die Haftung des Verkäufers ist auf den vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schaden begrenzt, wenn der Lieferverzug nicht auf einer vom 

Verkäufer zu vertretenden vorsätzlichen Verletzung des Vertrages beruht. 
 
(8)  Für den Fall, dass ein vom Verkäufer zu vertretender Lieferverzug auf der schuldhaften 
Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht beruht, wobei dem Verkäufer ein Verschulden seiner 
Vertreter oder Erfüllungsgehilfen zuzurechnen ist, haftet der Verkäufer nach den gesetzlichen 
Bestimmungen mit der Maßgabe, dass in diesem Fall die Schadenersatzhaftung auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt ist. 
 
(9) Ansonsten kann der Käufer im Falle eines vom Verkäufer zu vertretenden Lieferverzugs für jede 
vollendete Woche des Verzugs eine pauschalierte Entschädigung in Höhe von 0,5 % des 
Lieferwertes, max. jedoch nicht mehr als 5 % des Lieferwertes geltend machen. 
 
(10) Eine weitergehende Haftung für einen vom Verkäufer zu vertretenden Lieferverzug ist 
ausgeschlossen. Die weiteren gesetzlichen Ansprüche und Rechte des Käufers, die diesem neben 
dem Schadenersatzanspruch wegen eines vom Verkäufer zu vertretenden Lieferverzuges zustehen, 
bleiben unberührt. 
 
 
§ 6 Gefahrübergang 
 
Die Gefahr geht auf den Käufer über, sobald der Verkäufer die Ware dem Käufer zur Verfügung 
gestellt hat und dies dem Käufer anzeigt. Nimmt der Käufer die Ware nicht rechtzeitig an, obwohl 
sie ihm angeboten wurde, geht die Gefahr mit der Mitteilung der Versandbereitschaft auf den Käufer 
über. Ist der Käufer mit der Abnahme der Ware oder der Erteilung der Versandvorschriften in 
Verzug, ist der Verkäufer berechtigt, nach Ablauf einer Nachfrist von 4 Wochen, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Bestehens der Versandbereitschaft, Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu 
verlangen oder vom Vertrag zurückzutreten. 
 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 
 
(1) Der Verkäufer behält sich das Eigentum an den gelieferten Waren bis zur vollständigen 
Bezahlung vor. Der Eigentumsvorbehalt gilt auch, bis sämtliche, auch künftige und bedingte 
Forderungen aus der Geschäftsverbindung zwischen Käufer und Verkäufer erfüllt sind. Dies gilt 
auch, wenn Zahlungen auf besonders bezeichnete Forderungen geleistet werden. Bei laufender 
Rechnung gilt das vorbehaltene Eigentum als Sicherung der Saldoforderung des Verkäufers. 
(2) Der Käufer ist zur Sicherungsübereignung oder Verpfändung der Ware nicht befugt, jedoch zur 
weiteren Veräußerung der Vorbehaltsware im geordneten Geschäftsgang berechtigt. Die hieraus 
gegenüber seinen Geschäftspartnern entstehenden Forderungen tritt er hiermit dem Verkäufer 
bereits ab. Dieser nimmt die Abtretung an. Solange der Verkäufer Eigentümer der Vorbehaltsware 
ist, ist er berechtigt, jederzeit die Ermächtigung zur Weiterveräußerung zu widerrufen. Im Übrigen 
ist der Käufer, jederzeit widerruflich, zur Einziehung der abgetretenen Forderungen ermächtigt. Die 
Befugnis des Verkäufers, die Forderungen selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Der 
Verkäufer verpflichtet sich jedoch, die Forderungen nicht einzuziehen, solange der Käufer seinen 
Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt. 
(3) Wird die Ware vom Käufer be- oder verarbeitet, erstreckt sich der Eigentumsvorbehalt auch auf 
die gesamte neue Sache. Der Käufer erwirbt Miteigentum zu dem Bruchteil, der dem Verhältnis des 
Wertes seiner Ware zu dem der vom Verkäufer gelieferten Ware entspricht.  
(4) Der Käufer ist verpflichtet, auf Verlangen des Verkäufers dem Verkäufer die abgetretenen 
Forderungen nach Abs. (2) und deren Schuldner bekannt zu geben, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben zu machen, die dazugehörigen Unterlagen auszuhändigen und den Schuldnern die 
Abtretung mitzuteilen. 
(5) Übersteigt der Wert sämtlicher für den Verkäufer bestehenden Sicherheiten die bestehenden 
Forderungen nachhaltig um mehr als 10%, so wird der Verkäufer auf Verlangen des Käufers 
Sicherheiten nach Wahl des Verkäufers freigeben. 
(6) Der Verkäufer ist berechtigt, die Eigentumsvorbehaltsrechte geltend zu machen, ohne vom 
Vertrag zurückzutreten. 
 
§ 8 Gewährleistung 
 
(1) Ist der Kauf für beide Teile ein Handelsgeschäft, so hat der Käufer die Ware unverzüglich nach 
Erhalt, soweit dies nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist, zu untersuchen und, wenn 
sich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. Unterlässt der 
Käufer diese Anzeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei denn, dass es sich um einen Mangel 
handelt, der bei der Untersuchung nicht erkennbar war. Im Übrigen gelten die §§ 377 ff. HGB. 
(2) Die Gewährleistungsansprüche sind nach Wahl des Verkäufers auf Nachbesserung oder 
Ersatzlieferung beschränkt. Bei Fehlschlagen der Nachbesserung oder Ersatzlieferung hat der 
Käufer das Recht, nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergütung oder Rückgängigmachung des 
Vertrages zu verlangen, es sei denn dass nachfolgend etwas anderes bestimmt ist: 
   a) Der Käufer kann die Rückgängigmachung des Vertrages oder die Herabsetzung des Kaufpreises 
nur verlangen, wenn ein Mangel nach mindestens zweimaliger und in technisch komplizierten Fällen 
mindestens dreimaliger Nachbesserung bzw. Ersatzlieferung nicht beseitigt werden kann oder für 
den Käufer ein weiterer Nachbesserungsversuch bzw. eine weitere Ersatzlieferung unzumutbar ist. 
Der Käufer kann jedoch die Rückgängigmachung des Kaufvertrages oder die Herabsetzung des 
Kaufpreises nur verlangen, wenn er dem Verkäufer die Möglichkeit eingeräumt hat, den 
Kaufgegenstand auf eigene Kosten an seinen Firmensitz zu verbringen, um dort den letzten 
Nachbesserungsversuch zu unternehmen. 
   b) Die anlässlich einer Nachbesserung ersetzten Teile werden Eigentum des Verkäufers. 
   c) Gewährleistungsansprüche für Mängel an Waren, die von einem Vorlieferanten des Verkäufers 



stammen, sind diesem gegenüber zunächst geltend zu machen. Die 
Mängelgewährleistungsansprüche gegen den Vorlieferanten tritt der Verkäufer nach Erhalt 

der Mängelanzeige an den Käufer ab. Weigert sich der Vorlieferant, den 
Gewährleistungsanspruch des Käufers anzuerkennen und diesem zu entsprechen, bleibt dem 
Käufer die Ausübung seiner Rechte gemäß a) vorbehalten. 

   d) Für Waren zweiter Wahl ist jeder Anspruch auf Gewährleistung ausgeschlossen, soweit der 
Käufer den Mangel kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht erkannte. 

   e) In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Vorschriften hinsichtlich des 
Lieferantenregresses gem. §§ 445a, 445b BGB. 

 
§ 9 Haftung 
 
(1) Soweit sich aus diesen Bedingungen einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts 
anderes ergibt, haftet der Verkäufer bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen 
Pflichten nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften. 
(2) Auf Schadensersatz haftet der Verkäufer – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Verkäufer nur 
   a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
   b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist die 
Haftung des Verkäufers jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 
(3) Die sich aus Abs. (2) ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit der Verkäufer 
einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware 
übernommen hat. Das gleiche gilt für Ansprüche des Käufers nach dem Produkthaftungsgesetz. 
(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Käufer nur 
zurücktreten oder kündigen, wenn der Verkäufer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Im Übrigen 
gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 
 
§ 10 Haftung für Nebenpflichten 
 
Wenn durch Verschulden des Verkäufers die gelieferte Ware vom Käufer infolge unterlassener oder 
fehlerhafter Ausführung von vor oder nach Vertragsschluss liegenden Vorschlägen, Entwürfe und 
Beratungen vor oder nach Vertragsschluss sowie anderen vertraglichen Nebenverpflichtungen – 
insbesondere Anleitung für Bedienung und Wartung des Liefergegenstandes – nicht vertragsgemäß 
verwendet werden kann, so gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des Käufers die 
Regelungen in § 8 und § 9 entsprechend. 

 
§ 11 Verjährung 

 
(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche 
aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt 
die Verjährung mit der Abnahme.  
(2) Unberührt bleiben gesetzliche Sonderregelungen für dingliche Herausgabeansprüche Dritter 
(§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB), bei Arglist des Verkäufers (§ 438 Abs. 3 BGB) und für Ansprüche im 
Rahmen des Lieferantenregresses (§ 445b BGB). 
(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche oder 
außervertragliche Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, 
es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde 
im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Die Verjährungsfristen des 
Produkthaftungsgesetzes bleiben in jedem Fall unberührt. Ansonsten gelten für 
Schadensersatzansprüche des Käufers gem. § 9 ausschließlich die gesetzlichen Verjährungsfristen. 
 
§ 12 Ergänzende und abweichende Regelungen bei internationalen Verträgen: 
Hat der Käufer seine Niederlassung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so gelten zusätzlich 
folgende Regelungen: 
 

- Der Verkäufer haftet nicht für die Zulässigkeit der nach dem Vertrag vorausgesetzten 
Verwendung der gelieferten Sache nach den Vorschriften des Empfängerlandes. Der 
Verkäufer haftet ebenso nicht für dort anfallende Steuern. 

-       Der Verkäufer haftet nicht für durch staatliche Maßnahmen, insbesondere Einfuhr- oder     

        Ausfuhrbeschränkungen, ausgelöste Lieferhindernisse. 
 

 
§ 13 Schutzrechte 
 
Die vom Verkäufer in irgendeiner Form gemachten Vorschläge und Angebote sind sein geistiges 

Eigentum und dürfen nur mit seinem Einverständnis dritten Personen zur Kenntnis gebracht 
werden. 
 

 
 
Freilassing, im März 2018

 

 


